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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 
§ 26 NHG1 Berufung von Professorinnen und Professoren 
(1) 1Professuren sind öffentlich auszuschreiben. 2Von einer Ausschreibung kann ab-
gesehen werden, wenn 
1. a) eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor oder 

b) die Leiterin oder der Leiter einer Nachwuchsgruppe, die oder der ihre oder 
seine Funktion nach externer Begutachtung erhalten hat, 
auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder auf Zeit oder 
in einem unbefristeten oder befristeten Arbeitsverhältnis berufen werden soll, 

2. eine Professorin oder ein Professor auf Zeit auf derselben Professur auf Dauer 
berufen werden soll, 

3. eine Professorin oder ein Professor auf Zeit der Besoldungsgruppe W 2 bei Vor-
liegen eines zwischen dem Fachministerium und der Hochschule abgestimmten 
Qualitätssicherungskonzeptes auf eine Professur auf Lebenszeit der Besol-
dungsgruppe W 2 oder W 3 berufen werden soll; dies gilt nicht, wenn sie oder 
er vor der Ernennung zur Professorin oder zum Professor auf Zeit eine Junior-
professur oder Nachwuchsgruppenleitung an derselben Hochschule innehatte 
und nach Nummer 1 ohne Ausschreibung als Professorin oder Professor weiter-
beschäftigt worden ist, 

4. dies erforderlich ist, um eine Professorin oder einen Professor der Hochschule, 
die oder der ein Berufungsangebot von einer anderen Hochschule oder ein an-
deres Beschäftigungsangebot erhalten hat, durch das Angebot einer höherwer-
tigen Professorenstelle an der Hochschule zu halten, 

5. eine Professur aus einem hochschulübergreifenden Förderprogramm finanziert 
wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschreibung oder ein Bewerbungs-
verfahren und ein Auswahlverfahren mit externer Begutachtung vorsehen, oder 

6. bei Vorliegen eines zwischen dem Fachministerium und der Hochschule abge-
stimmten Qualitätssicherungskonzepts für die Besetzung einer mit der Besol-
dungsgruppe W3 bewerteten Professur eine aufgrund ihrer bisherigen wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Leistungen in herausragender Weise qualifi-
zierte Persönlichkeit gewonnen werden soll, an der die Hochschule zur Stärkung 
ihrer Qualität oder ihres Profils ein besonderes Interesse hat. 

3Die Entscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung trifft die nach § 48 
Abs. 2 oder § 58 Abs. 2 für die Berufung von Professorinnen und Professoren zu-
ständige Stelle auf Vorschlag der Hochschule. 4Für die Fälle, in denen von der Aus-
schreibung abgesehen wird, kann die Hochschule das Berufungsverfahren durch 
Ordnung abweichend von Absatz 2 Sätze 2 bis 6 und Absatz 5 Sätze 1 bis 4 regeln. 
(2) 1Der Fakultätsrat ist zuständig für die Erstellung des Berufungsvorschlags. 2Er 
richtet zu dessen Vorbereitung im Einvernehmen mit dem Präsidium eine Berufungs-
kommission ein, die nach Gruppen (§ 16 Abs. 2 Satz 4) zusammenzusetzen ist. 3Die 
Mitwirkung externer Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ist zu gewährleis-
ten. 4Mitglieder der MTV-Gruppe haben in der Berufungskommission kein Stimm-
recht. 5Mindestens 40 vom Hundert der stimmberechtigten Mitglieder sollen Frauen 
sein und die Hälfte davon soll der Hochschullehrergruppe angehören; Ausnahmen 
bedürfen der Zustimmung der Gleichstellungsbeauftragten. 6Die Berufungskommis-
sion gibt gegenüber dem Fakultätsrat eine Empfehlung ab. 7Der Fakultätsrat 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Gewinnung und Berufung internationaler Professor:innen 
Stand: 14.10.2024  
 

4 
 

beschließt den Berufungsvorschlag und legt ihn über den Senat, der dazu Stellung 
nimmt und ihn einmal zurückverweisen kann, mit einer Stellungnahme der Gleich-
stellungsbeauftragten dem Präsidium vor. 8Der Berufungsvorschlag soll vom Präsi-
dium zurückverwiesen werden, wenn die Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung 
des Gleichstellungsauftrags geltend macht; § 42 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 
9Das Präsidium entscheidet über den Berufungsvorschlag und legt ihn dem Fachmi-
nisterium oder dem Stiftungsrat mit der Stellungnahme des Senats zur Entscheidung 
vor. 
(3) 1Wenn eine Fakultät aus Gründen der Hochschulentwicklung oder zur Qualitäts-
sicherung insgesamt oder in einem wesentlichen Teil grundlegend neu strukturiert 
werden soll, so kann das Präsidium nach Anhörung des Senats und im Einverneh-
men mit dem Fachministerium oder dem Stiftungsrat beschließen, dass hierfür die 
Berufungskommission abweichend von Absatz 2 ausschließlich mit externen Pro-
fessorinnen und Professoren sowie mit gleichermaßen geeigneten Personen besetzt 
werden kann. 2In einem solchen Fall gehört der Berufungskommission im Übrigen je 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der Mitarbeiter- und Studierendengruppe als nicht 
stimmberechtigtes Mitglied an. 3Die Berufungskommission gibt gegenüber dem Prä-
sidium eine Empfehlung ab, zu der der Fakultätsrat, der Senat und die Gleichstel-
lungsbeauftragte Stellung nehmen. 4Absatz 2 Sätze 8 und 9 gilt entsprechend. 
(4) 1Bei der Besetzung von Professorenstellen in profilbildenden Bereichen der 
Hochschule kann das Präsidium im Einvernehmen mit dem Senat und dem Fakul-
tätsrat beschließen, dass die Berufungskommission abweichend von Absatz 2 Satz 
2 ausschließlich mit Professorinnen und Professoren sowie mit gleichermaßen ge-
eigneten Personen besetzt werden kann. 2Das Nähere regelt eine Ordnung, die der 
Genehmigung bedarf. 
(5) 1Der Berufungsvorschlag soll drei Personen umfassen, ihre persönliche Eignung 
und fachliche Leistung besonders in der Lehre eingehend und vergleichend würdi-
gen und die gewählte Reihenfolge begründen. 2Über die Leistungen in Wissenschaft 
oder Kunst einschließlich der Lehre sind Gutachten auswärtiger sachverständiger 
Personen einzuholen, die in der Regel vergleichend zu den in die engere Wahl ge-
zogenen Bewerbern Stellung nehmen sollen. 3Auf Gutachten im Sinne des Satzes 2 
kann verzichtet werden, wenn der Berufungskommission mindestens drei externe 
Mitglieder angehört haben. 4Personen, die sich nicht beworben haben, können mit 
ihrem Einverständnis berücksichtigt werden. 5Bei einer Berufung auf eine Professur 
können Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie sonstige Mitglieder der 
eigenen Hochschule in der Regel nur dann berücksichtigt werden, wenn sie nach 
der Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder mindestens zwei Jahre au-
ßerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. 
(6) Professorinnen und Professoren werden auf Vorschlag der Hochschule nach 
§ 48 Abs. 2 oder § 58 Abs. 2 berufen. 
(7) 1Das Präsidium kann ohne Durchführung eines Berufungsverfahrens eine geeig-
nete Person beauftragen, eine Professur übergangsweise in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis eigener Art zu verwalten. 2Die §§ 33 bis 37, 42, 44 bis 48, 50 
und 52 BeamtStG, die §§ 10, 46, 49 bis 55, 58 bis 60, 62, 65 bis 69, 81 bis 95 
und 104 NBG, die Vorschriften des Niedersächsischen Beamtenversorgungsgeset-
zes (NBeamtVG) über die Versorgung der Ehrenbeamten sowie die für Professorin-
nen und Professoren im Beamtenverhältnis geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
sind entsprechend anzuwenden. 3Auf Antrag wird Personen nach Satz 1 ein 
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Anspruch auf Beihilfe in entsprechender Anwendung des § 80 NBG eingeräumt. 4§ 
27 Abs. 7 ist nicht anzuwenden. 
(8) 1Die Hochschulen können zur Besetzung von Professuren gemeinsame Beru-
fungsverfahren mit wissenschaftlichen Einrichtungen, die keiner Hochschule zuge-
hören, durchführen. 2Die Hochschulen können gemeinsame Berufungsverfahren mit 
wissenschaftlichen Einrichtungen, die keiner Hochschule zugehören, auch in der 
Weise durchführen, dass ein Beamten- oder Arbeitsverhältnis nur zwischen der wis-
senschaftlichen Einrichtung und der berufenen Person begründet wird. 3Das Nähere 
zu den Sätzen 1 und 2, insbesondere zur Mitwirkung der wissenschaftlichen Einrich-
tung an dem Verfahren nach den Absätzen 2 und 3, regelt die Grundordnung. 
 
§ 30 NHG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) 1Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch 
die selbständige Wahrnehmung der ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wis-
senschaft und Kunst, Forschung und Lehre sowie Weiterbildung und Dienstleistung 
für die Berufung zu Professorinnen oder Professoren an einer Universität oder 
gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. 2Die Voraussetzungen hierfür sind bei 
der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung der 
Stelle zu gewährleisten. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogisch-didaktische Eignung und 
3. die besondere Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit, 

die in der Regel durch die herausragende Qualität einer Promotion nachgewie-
sen wird, oder die besondere Befähigung zu selbständiger künstlerischer Arbeit. 

2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
oder, soweit diese in dem jeweiligen Fachgebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche 
Tätigkeit von mindestens fünf Jahren nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder 
Erlaubnis der Berufsausübung nachweisen. 3§ 25 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
(3) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden vom Präsidium auf Vor-
schlag des Fakultätsrats bestellt. 2Der Vorschlag wird von einer Auswahlkommission 
der Fakultät, die wie eine Berufungskommission zusammengesetzt ist, unter Einbe-
ziehung von Gutachten auswärtiger sachverständiger Personen erstellt; der Senat 
wirkt bei der Erstellung des Vorschlags wie bei den Vorschlägen zur Berufung von 
Professorinnen und Professoren nach § 26 mit. 3Auf Gutachten im Sinne des Sat-
zes 2 kann verzichtet werden, wenn der Auswahlkommission mindestens drei ex-
terne Mitglieder angehört haben. 4Der Vorschlag soll zurückgewiesen werden, wenn 
die Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrags geltend 
macht; § 42 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 5§ 26 Abs. 4und 8 gilt entsprechend. 
(4) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von drei Jah-
ren beschäftigt. 2Das Dienstverhältnis kann vom Präsidium auf Vorschlag des Fakul-
tätsrats um bis zu drei Jahre verlängert werden, wenn eine Lehrevaluation und eine 
auswärtige Begutachtung der Leistungen in Forschung oder Kunst dies rechtferti-
gen. 3Andernfalls kann das Dienstverhältnis um bis zu ein Jahr verlängert werden. 
4Bei einer Juniorprofessur, die im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung zwischen 
Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Abs. 1 des Grundgesetzes über ein Programm 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses vom 16. Juni 2016 (BAnz AT 
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27.10.2016 B8) gefördert wird, kann das Dienstverhältnis nach Ablauf der Verlänge-
rung nach Satz 2 von der Präsidentin oder dem Präsidenten ohne erneute Lehreva-
luation und auswärtige Begutachtung auf Antrag um ein weiteres Jahr verlängert 
werden, wenn nicht eine Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis erfolgt. 5Die Verlängerungen nach den Sätzen 2 
bis 4 bleiben bei der Anwendung des § 21a Abs. 2 unberücksichtigt. 6§ 27 Abs. 1, 
3, 5 und 6 gilt entsprechend. 
(5) 1Zwischen der letzten Prüfungsleistung im Rahmen der Promotion oder der sons-
tigen Leistung, durch die eine besondere Befähigung im Sinne des Absatzes 2 Satz 
1 Nr. 3 nachgewiesen wird, und der Bewerbung auf die Juniorprofessur sollen nicht 
mehr als vier Jahre, im Bereich der Medizin nicht mehr als neun Jahre vergangen 
sein. 2Der Zeitraum nach Satz 1 verlängert sich um Zeiten der Betreuung eines Kin-
des oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren und Zeiten der Pflege eines pflegebedürf-
tigen Angehörigen um bis zu zwei Jahre je Kind oder Pflegefall; insgesamt dürfen 
mehrere Verlängerungen die Dauer von vier Jahren nicht überschreiten. 
(6) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren führen während der Dauer ihres 
Dienstverhältnisses den akademischen Titel „Professorin“ oder „Professor“. 
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2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur  

 
§ 30 NHG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) 1Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch 
die selbständige Wahrnehmung der ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wis-
senschaft und Kunst, Forschung und Lehre sowie Weiterbildung und Dienstleistung 
für die Berufung zu Professorinnen oder Professoren an einer Universität oder 
gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. 2Die Voraussetzungen hierfür sind bei 
der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung der 
Stelle zu gewährleisten. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogisch-didaktische Eignung und 
3. die besondere Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit, 

die in der Regel durch die herausragende Qualität einer Promotion nachgewie-
sen wird, oder die besondere Befähigung zu selbständiger künstlerischer Arbeit. 

2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
oder, soweit diese in dem jeweiligen Fachgebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche 
Tätigkeit von mindestens fünf Jahren nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder 
Erlaubnis der Berufsausübung nachweisen. 3§ 25 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
(3) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden vom Präsidium auf Vor-
schlag des Fakultätsrats bestellt. 2Der Vorschlag wird von einer Auswahlkommission 
der Fakultät, die wie eine Berufungskommission zusammengesetzt ist, unter Einbe-
ziehung von Gutachten auswärtiger sachverständiger Personen erstellt; der Senat 
wirkt bei der Erstellung des Vorschlags wie bei den Vorschlägen zur Berufung von 
Professorinnen und Professoren nach § 26 mit. 3Auf Gutachten im Sinne des Sat-
zes 2 kann verzichtet werden, wenn der Auswahlkommission mindestens drei ex-
terne Mitglieder angehört haben. 4Der Vorschlag soll zurückgewiesen werden, wenn 
die Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrags geltend 
macht; § 42 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 5§ 26 Abs. 4und 8 gilt entsprechend. 
(4) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von drei Jah-
ren beschäftigt. 2Das Dienstverhältnis kann vom Präsidium auf Vorschlag des Fakul-
tätsrats um bis zu drei Jahre verlängert werden, wenn eine Lehrevaluation und eine 
auswärtige Begutachtung der Leistungen in Forschung oder Kunst dies rechtferti-
gen. 3Andernfalls kann das Dienstverhältnis um bis zu ein Jahr verlängert werden. 
4Bei einer Juniorprofessur, die im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung zwischen 
Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Abs. 1 des Grundgesetzes über ein Programm 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses vom 16. Juni 2016 (BAnz AT 
27.10.2016 B8) gefördert wird, kann das Dienstverhältnis nach Ablauf der Verlänge-
rung nach Satz 2 von der Präsidentin oder dem Präsidenten ohne erneute Lehreva-
luation und auswärtige Begutachtung auf Antrag um ein weiteres Jahr verlängert 
werden, wenn nicht eine Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in 
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ein unbefristetes Arbeitsverhältnis erfolgt. 5Die Verlängerungen nach den Sätzen 2 
bis 4 bleiben bei der Anwendung des § 21a Abs. 2 unberücksichtigt. 6§ 27 Abs. 1, 
3, 5 und 6 gilt entsprechend. 
(5) 1Zwischen der letzten Prüfungsleistung im Rahmen der Promotion oder der sons-
tigen Leistung, durch die eine besondere Befähigung im Sinne des Absatzes 2 Satz 
1 Nr. 3 nachgewiesen wird, und der Bewerbung auf die Juniorprofessur sollen nicht 
mehr als vier Jahre, im Bereich der Medizin nicht mehr als neun Jahre vergangen 
sein. 2Der Zeitraum nach Satz 1 verlängert sich um Zeiten der Betreuung eines Kin-
des oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren und Zeiten der Pflege eines pflegebedürf-
tigen Angehörigen um bis zu zwei Jahre je Kind oder Pflegefall; insgesamt dürfen 
mehrere Verlängerungen die Dauer von vier Jahren nicht überschreiten. 
(6) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren führen während der Dauer ihres 
Dienstverhältnisses den akademischen Titel „Professorin“ oder „Professor“. 

b) Professur  

 
§ 25 NHG Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 
(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren sind 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. durch praktische Erfahrungen bestätigte pädagogisch-didaktische Eignung, 
3. die besondere Befähigung zu vertiefter selbstständiger wissenschaftlicher Ar-

beit, die in der Regel durch eine überdurchschnittliche Promotion nachgewiesen 
wird, oder die besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit und 

4. a) zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, die in der Regel im Rahmen einer 
Juniorprofessur oder einer Habilitation, im Übrigen auch im Rahmen einer Tä-
tigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
einer Hochschule oder einer außeruniversitären Forschungseinrichtung oder im 
Rahmen einer anderen wissenschaftlichen Tätigkeit im In- oder Ausland er-
bracht worden sind, 
b) zusätzliche künstlerische Leistungen oder 
c) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen beruflichen 
Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs aus-
geübt worden sein müssen. 

(2) 1Auf eine Professur, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erzie-
hungswissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben vorsieht, soll nur berufen 
werden, wer zusätzlich eine mindestens dreijährige schulpraktische oder geeignete 
pädagogische Erfahrung oder eine den Aufgaben entsprechende Erfahrung in der 
empirischen Forschung nachweist. 2Professorinnen und Professoren an Fachhoch-
schulen und für Fachhochschulstudiengänge an anderen Hochschulen müssen die 
Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Buchst. c erfüllen; in be-
sonders begründeten Ausnahmefällen kann berufen werden, wer die Einstellungs-
voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Buchst. a oder b erfüllt. 3Auf eine Pro-
fessur mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben kann nur berufen 
werden, wer zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt, Fachzahn-
ärztin oder Fachzahnarzt, Fachtierärztin oder Fachtierarzt oder, soweit diese in dem 
jeweiligen Fachgebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche Tätigkeit von mindestens 
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fünfjähriger Dauer nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder Erlaubnis zur Be-
rufsausübung nachweist. 
(3) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von den Absätzen 1 und 2 auch berufen werden, wer hervorra-
gende fachbezogene Leistungen in der Praxis und pädagogisch-didaktische Eig-
nung nachweist. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 
§ 46 NHG Exzellenzklausel; Erprobungsklausel 
(1) 1Zur Erprobung neuer Modelle der Leitung, Steuerung und Organisation kann der 
Senat einer Hochschule, die im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung zwischen 
Bund und Ländern nach Artikel 91b Abs. 1 des Grundgesetzes zur Förderung von 
Spitzenforschung an Universitäten (Exzellenzstrategie) gefördert wird, auf Vorschlag 
des Präsidiums im Einvernehmen mit dem Hochschulrat oder dem Stiftungsrat in der 
Grundordnung Abweichungen von den §§ 6, 26, 30, 36 bis 45 und 52 festlegen, um 
die Realisierung der geförderten Maßnahmen sicherzustellen. 2Vor einer Änderung 
oder Aufhebung von Vorschriften der Grundordnung, die nach Satz 1 erlassen wor-
den sind, ist ein Vorschlag des Präsidiums nicht erforderlich; dem Präsidium ist je-
doch Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 3Der Erlass, die Änderung und die 
Aufhebung von Vorschriften der Grundordnung nach den Sätzen 1 und 2 bedürfen 
der Genehmigung durch das Fachministerium. 4Die Hochschulen nach Satz 1 kön-
nen in geeigneten Studiengängen in Abweichung von § 6 mit dem Fachministerium 
Vereinbarungen über Modellversuche zu Exzellenzstudiengängen treffen. 
(2) 1Die Hochschulen können Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 für die Dauer von 
bis zu fünf Jahren auch festlegen, um zu erproben, ob die Abweichungen die Profil-
bildung unterstützen, die Wirtschaftlichkeit oder Wettbewerbsfähigkeit erhöhen oder 
Entscheidungsprozesse beschleunigen und verbessern; Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt 
entsprechend. 2Der Senat kann im Einvernehmen mit dem Hochschulrat oder dem 
Stiftungsrat die Geltung der nach Satz 1 festgelegten Abweichungen um jeweils bis 
zu fünf weitere Jahre verlängern; dem Präsidium ist zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 3Verlängerungen nach Satz 2 bedürfen der Genehmigung durch 
das Fachministerium. 4Die Hochschulen sind verpflichtet, Erprobungen nach den 
Sätzen 1 und 2 zu dokumentieren und auszuwerten sowie dem Fachministerium vor 
Ablauf des Erprobungs- und des jeweiligen Verlängerungszeitraums darüber zu be-
richten. 
 
§ 26 NHG Berufung von Professorinnen und Professoren 
(1) 1Professuren sind öffentlich auszuschreiben. 2Von einer Ausschreibung kann ab-
gesehen werden, wenn 
1. a) eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor oder 

b) die Leiterin oder der Leiter einer Nachwuchsgruppe, die oder der ihre oder 
seine Funktion nach externer Begutachtung erhalten hat, 
auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder auf Zeit oder 
in einem unbefristeten oder befristeten Arbeitsverhältnis berufen werden soll, 

2. eine Professorin oder ein Professor auf Zeit auf derselben Professur auf Dauer 
berufen werden soll, 

3. eine Professorin oder ein Professor auf Zeit der Besoldungsgruppe W 2 bei Vor-
liegen eines zwischen dem Fachministerium und der Hochschule abgestimmten 
Qualitätssicherungskonzeptes auf eine Professur auf Lebenszeit der Besol-
dungsgruppe W 2 oder W 3 berufen werden soll; dies gilt nicht, wenn sie oder 
er vor der Ernennung zur Professorin oder zum Professor auf Zeit eine Junior-
professur oder Nachwuchsgruppenleitung an derselben Hochschule innehatte 
und nach Nummer 1 ohne Ausschreibung als Professorin oder Professor weiter-
beschäftigt worden ist, 
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4. dies erforderlich ist, um eine Professorin oder einen Professor der Hochschule, 
die oder der ein Berufungsangebot von einer anderen Hochschule oder ein an-
deres Beschäftigungsangebot erhalten hat, durch das Angebot einer höherwer-
tigen Professorenstelle an der Hochschule zu halten, 

5. eine Professur aus einem hochschulübergreifenden Förderprogramm finanziert 
wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschreibung oder ein Bewerbungs-
verfahren und ein Auswahlverfahren mit externer Begutachtung vorsehen, oder 

6. bei Vorliegen eines zwischen dem Fachministerium und der Hochschule abge-
stimmten Qualitätssicherungskonzepts für die Besetzung einer mit der Besol-
dungsgruppe W3 bewerteten Professur eine aufgrund ihrer bisherigen wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Leistungen in herausragender Weise qualifi-
zierte Persönlichkeit gewonnen werden soll, an der die Hochschule zur Stärkung 
ihrer Qualität oder ihres Profils ein besonderes Interesse hat. 

3Die Entscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung trifft die nach § 48 
Abs. 2 oder § 58 Abs. 2 für die Berufung von Professorinnen und Professoren zu-
ständige Stelle auf Vorschlag der Hochschule. 4Für die Fälle, in denen von der Aus-
schreibung abgesehen wird, kann die Hochschule das Berufungsverfahren durch 
Ordnung abweichend von Absatz 2 Sätze 2 bis 6 und Absatz 5 Sätze 1 bis 4 regeln. 
(2) 1Der Fakultätsrat ist zuständig für die Erstellung des Berufungsvorschlags. 2Er 
richtet zu dessen Vorbereitung im Einvernehmen mit dem Präsidium eine Berufungs-
kommission ein, die nach Gruppen (§ 16 Abs. 2 Satz 4) zusammenzusetzen ist. 3Die 
Mitwirkung externer Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ist zu gewährleis-
ten. 4Mitglieder der MTV-Gruppe haben in der Berufungskommission kein Stimm-
recht. 5Mindestens 40 vom Hundert der stimmberechtigten Mitglieder sollen Frauen 
sein und die Hälfte davon soll der Hochschullehrergruppe angehören; Ausnahmen 
bedürfen der Zustimmung der Gleichstellungsbeauftragten. 6Die Berufungskommis-
sion gibt gegenüber dem Fakultätsrat eine Empfehlung ab. 7Der Fakultätsrat be-
schließt den Berufungsvorschlag und legt ihn über den Senat, der dazu Stellung 
nimmt und ihn einmal zurückverweisen kann, mit einer Stellungnahme der Gleich-
stellungsbeauftragten dem Präsidium vor. 8Der Berufungsvorschlag soll vom Präsi-
dium zurückverwiesen werden, wenn die Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung 
des Gleichstellungsauftrags geltend macht; § 42 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 
9Das Präsidium entscheidet über den Berufungsvorschlag und legt ihn dem Fachmi-
nisterium oder dem Stiftungsrat mit der Stellungnahme des Senats zur Entscheidung 
vor. 
(3) 1Wenn eine Fakultät aus Gründen der Hochschulentwicklung oder zur Qualitäts-
sicherung insgesamt oder in einem wesentlichen Teil grundlegend neu strukturiert 
werden soll, so kann das Präsidium nach Anhörung des Senats und im Einverneh-
men mit dem Fachministerium oder dem Stiftungsrat beschließen, dass hierfür die 
Berufungskommission abweichend von Absatz 2 ausschließlich mit externen Pro-
fessorinnen und Professoren sowie mit gleichermaßen geeigneten Personen besetzt 
werden kann. 2In einem solchen Fall gehört der Berufungskommission im Übrigen je 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der Mitarbeiter- und Studierendengruppe als nicht 
stimmberechtigtes Mitglied an. 3Die Berufungskommission gibt gegenüber dem Prä-
sidium eine Empfehlung ab, zu der der Fakultätsrat, der Senat und die Gleichstel-
lungsbeauftragte Stellung nehmen. 4Absatz 2 Sätze 8 und 9 gilt entsprechend. 
(4) 1Bei der Besetzung von Professorenstellen in profilbildenden Bereichen der 
Hochschule kann das Präsidium im Einvernehmen mit dem Senat und dem Fakul-
tätsrat beschließen, dass die Berufungskommission abweichend von Absatz 2 Satz 
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2 ausschließlich mit Professorinnen und Professoren sowie mit gleichermaßen ge-
eigneten Personen besetzt werden kann. 2Das Nähere regelt eine Ordnung, die der 
Genehmigung bedarf. 
(5) 1Der Berufungsvorschlag soll drei Personen umfassen, ihre persönliche Eignung 
und fachliche Leistung besonders in der Lehre eingehend und vergleichend würdi-
gen und die gewählte Reihenfolge begründen. 2Über die Leistungen in Wissenschaft 
oder Kunst einschließlich der Lehre sind Gutachten auswärtiger sachverständiger 
Personen einzuholen, die in der Regel vergleichend zu den in die engere Wahl ge-
zogenen Bewerbern Stellung nehmen sollen. 3Auf Gutachten im Sinne des Satzes 2 
kann verzichtet werden, wenn der Berufungskommission mindestens drei externe 
Mitglieder angehört haben. 4Personen, die sich nicht beworben haben, können mit 
ihrem Einverständnis berücksichtigt werden. 5Bei einer Berufung auf eine Professur 
können Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie sonstige Mitglieder der 
eigenen Hochschule in der Regel nur dann berücksichtigt werden, wenn sie nach 
der Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder mindestens zwei Jahre au-
ßerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. 
(6) Professorinnen und Professoren werden auf Vorschlag der Hochschule nach 
§ 48 Abs. 2 oder § 58 Abs. 2 berufen. 
(7) 1Das Präsidium kann ohne Durchführung eines Berufungsverfahrens eine geeig-
nete Person beauftragen, eine Professur übergangsweise in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis eigener Art zu verwalten. 2Die §§ 33 bis 37, 42, 44 bis 48, 50 
und 52 BeamtStG, die §§ 10, 46, 49 bis 55, 58 bis 60, 62, 65 bis 69, 81 bis 95 
und 104 NBG, die Vorschriften des Niedersächsischen Beamtenversorgungsgeset-
zes (NBeamtVG) über die Versorgung der Ehrenbeamten sowie die für Professorin-
nen und Professoren im Beamtenverhältnis geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
sind entsprechend anzuwenden. 3Auf Antrag wird Personen nach Satz 1 ein An-
spruch auf Beihilfe in entsprechender Anwendung des § 80 NBG eingeräumt. 4§ 27 
Abs. 7 ist nicht anzuwenden. 
(8) 1Die Hochschulen können zur Besetzung von Professuren gemeinsame Beru-
fungsverfahren mit wissenschaftlichen Einrichtungen, die keiner Hochschule zuge-
hören, durchführen. 2Die Hochschulen können gemeinsame Berufungsverfahren mit 
wissenschaftlichen Einrichtungen, die keiner Hochschule zugehören, auch in der 
Weise durchführen, dass ein Beamten- oder Arbeitsverhältnis nur zwischen der wis-
senschaftlichen Einrichtung und der berufenen Person begründet wird. 3Das Nähere 
zu den Sätzen 1 und 2, insbesondere zur Mitwirkung der wissenschaftlichen Einrich-
tung an dem Verfahren nach den Absätzen 2 und 3, regelt die Grundordnung. 
 
§ 30 NHG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) 1Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch 
die selbständige Wahrnehmung der ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wis-
senschaft und Kunst, Forschung und Lehre sowie Weiterbildung und Dienstleistung 
für die Berufung zu Professorinnen oder Professoren an einer Universität oder 
gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. 2Die Voraussetzungen hierfür sind bei 
der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung der 
Stelle zu gewährleisten. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogisch-didaktische Eignung und 
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3. die besondere Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit, 
die in der Regel durch die herausragende Qualität einer Promotion nachgewie-
sen wird, oder die besondere Befähigung zu selbständiger künstlerischer Arbeit. 

2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
oder, soweit diese in dem jeweiligen Fachgebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche 
Tätigkeit von mindestens fünf Jahren nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder 
Erlaubnis der Berufsausübung nachweisen. 3§ 25 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
(3) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden vom Präsidium auf Vor-
schlag des Fakultätsrats bestellt. 2Der Vorschlag wird von einer Auswahlkommission 
der Fakultät, die wie eine Berufungskommission zusammengesetzt ist, unter Einbe-
ziehung von Gutachten auswärtiger sachverständiger Personen erstellt; der Senat 
wirkt bei der Erstellung des Vorschlags wie bei den Vorschlägen zur Berufung von 
Professorinnen und Professoren nach § 26 mit. 3Auf Gutachten im Sinne des Sat-
zes 2 kann verzichtet werden, wenn der Auswahlkommission mindestens drei ex-
terne Mitglieder angehört haben. 4Der Vorschlag soll zurückgewiesen werden, wenn 
die Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung des Gleichstellungsauftrags geltend 
macht; § 42 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 5§ 26 Abs. 4und 8 gilt entsprechend. 
(4) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von drei Jah-
ren beschäftigt. 2Das Dienstverhältnis kann vom Präsidium auf Vorschlag des Fakul-
tätsrats um bis zu drei Jahre verlängert werden, wenn eine Lehrevaluation und eine 
auswärtige Begutachtung der Leistungen in Forschung oder Kunst dies rechtferti-
gen. 3Andernfalls kann das Dienstverhältnis um bis zu ein Jahr verlängert werden. 
4Bei einer Juniorprofessur, die im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung zwischen 
Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Abs. 1 des Grundgesetzes über ein Programm 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses vom 16. Juni 2016 (BAnz AT 
27.10.2016 B8) gefördert wird, kann das Dienstverhältnis nach Ablauf der Verlänge-
rung nach Satz 2 von der Präsidentin oder dem Präsidenten ohne erneute Lehreva-
luation und auswärtige Begutachtung auf Antrag um ein weiteres Jahr verlängert 
werden, wenn nicht eine Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis erfolgt. 5Die Verlängerungen nach den Sätzen 2 
bis 4 bleiben bei der Anwendung des § 21a Abs. 2 unberücksichtigt. 6§ 27 Abs. 1, 
3, 5 und 6 gilt entsprechend. 
(5) 1Zwischen der letzten Prüfungsleistung im Rahmen der Promotion oder der sons-
tigen Leistung, durch die eine besondere Befähigung im Sinne des Absatzes 2 Satz 
1 Nr. 3 nachgewiesen wird, und der Bewerbung auf die Juniorprofessur sollen nicht 
mehr als vier Jahre, im Bereich der Medizin nicht mehr als neun Jahre vergangen 
sein. 2Der Zeitraum nach Satz 1 verlängert sich um Zeiten der Betreuung eines Kin-
des oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren und Zeiten der Pflege eines pflegebedürf-
tigen Angehörigen um bis zu zwei Jahre je Kind oder Pflegefall; insgesamt dürfen 
mehrere Verlängerungen die Dauer von vier Jahren nicht überschreiten. 
(6) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren führen während der Dauer ihres 
Dienstverhältnisses den akademischen Titel „Professorin“ oder „Professor“. 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 
§ 21 NHG Personal 
(1) 1Das hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Personal besteht aus 
1. den Professorinnen und Professoren, 
2. den Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, 
3. den wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

und 
4. den Lehrkräften für besondere Aufgaben. 
2Professorinnen und Professoren sowie Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren werden im Beamtenverhältnis oder Arbeitsverhältnis, das weitere wissenschaft-
liche und künstlerische Personal im Arbeitsverhältnis beschäftigt. 3Wissenschaftliche 
und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nur zeitlich befristet an einer 
Hochschule tätig sein sollen, werden im Beamtenverhältnis auf Zeit oder in einem 
befristeten Angestelltenverhältnis beschäftigt. 4Beamtinnen und Beamte, die zu ei-
ner Verwendung nach Satz 1 Nrn. 2 bis 4 an eine Hochschule versetzt werden, kön-
nen im Beamtenverhältnis weiter beschäftigt werden. 5Für das nicht hauptberufliche 
wissenschaftliche und künstlerische Personal gelten die Vorschriften dieses Titels 
sinngemäß. 
(2) 1Das Fachministerium wird ermächtigt, den durchschnittlichen Umfang der Lehr-
verpflichtung des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals im Beamtenver-
hältnis, die Gewichtung der Lehrveranstaltungsarten sowie besondere Betreuungs-
pflichten durch Verordnung zu regeln. 2Dem im Arbeitsverhältnis beschäftigten Per-
sonal sind entsprechende Verpflichtungen durch Vertrag aufzuerlegen. 
(3) 1Beschäftigungsmöglichkeiten für das hauptberufliche wissenschaftliche und 
künstlerische Personal sind in der Regel öffentlich auszuschreiben. 2Bei der Beset-
zung und der Beförderung sollen Frauen bei gleichwertiger Qualifikation bevorzugt 
berücksichtigt werden, solange der Frauenanteil in der jeweiligen Berufsgruppe an 
der Hochschule 50 vom Hundert nicht erreicht hat. 
(4) Die Entscheidung über die Zulassung einer Ausnahme von § 7 Abs. 1 Nr. 1 des 
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) trifft die für die Berufung der Beamtin oder des 
Beamten zuständige Stelle. 
(5) 1Beamtinnen und Beamte, die dem wissenschaftlichen oder künstlerischen Per-
sonal angehören, treten mit Ablauf des letzten Monats des Semesters oder Trimes-
ters, in dem die Altersgrenze erreicht wird, in den Ruhestand. 2Eine beantragte Ver-
setzung in den Ruhestand oder eine beantragte Entlassung aus dem Beamtenver-
hältnis kann bis zum Ablauf des jeweiligen Semesters oder Trimesters hinausge-
schoben werden. 
 
§ 27 NHG Besondere Bestimmungen für Professorinnen und Professoren 
(1) 1Auf Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis finden die Bestim-
mungen über die Probezeit, die Laufbahnen, die Altersteilzeit und den einstweiligen 
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Ruhestand sowie über die Arbeitszeit mit Ausnahme der Vorschriften über Teilzeit-
beschäftigung keine Anwendung. 2Das Präsidium kann eine regelmäßige oder plan-
mäßige Anwesenheit anordnen. 
(2) 1Zur Professorin oder zum Professor im Beamtenverhältnis darf erstmals nur er-
nannt werden, wer das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 2Das Höchstalter 
nach Satz 1 erhöht sich um Zeiten, in denen ein minderjähriges, in der häuslichen 
Gemeinschaft lebendes Kind betreut oder eine nahe Angehörige oder ein naher An-
gehöriger im Sinne des § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) gepflegt und 
die Pflegebedürftigkeit im Sinne des § 3 Abs. 2 PflegeZG nachgewiesen worden ist, 
höchstens jedoch um drei Jahre. 3Satz 1 gilt nicht für Personen, die sich zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Ernennung in einem Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit oder als unmittelbare oder mittelbare niedersächsische Landesbeamte in einem 
Beamtenverhältnis auf Zeit befinden. 4Professorinnen und Professoren erreichen die 
Altersgrenze abweichend von § 35 Abs. 2 NBG mit der Vollendung des 68. Lebens-
jahres. 
(3) 1Professorinnen und Professoren können ohne ihre Zustimmung an eine andere 
Hochschule abgeordnet oder versetzt werden, wenn die Hochschule, an der die be-
treffende Person tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammen-
geschlossen wird. 2Der Abordnung oder Versetzung nach Satz 1 steht es nicht ent-
gegen, wenn die aufnehmende Hochschule von einem anderen Dienstherrn im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes getragen wird. 3Die Sätze 1 und 2 gelten bei der Zu-
sammenlegung von Organisationseinheiten derselben oder mehrerer Hochschulen 
entsprechend. 4Professorinnen und Professoren können ohne ihre Zustimmung in-
nerhalb der Hochschule umgesetzt werden, wenn ein Studiengang oder die Organi-
sationseinheit, in der sie tätig sind, im Rahmen der Entwicklungsplanung der Hoch-
schule geschlossen, in seiner Kapazität reduziert oder wesentlich geändert wird. 
5Die Abordnung von Professorinnen und Professoren ist ohne ihre Zustimmung fer-
ner zulässig zur Erfüllung von Lehraufgaben an einer anderen Hochschule aufgrund 
einer Kooperationsvereinbarung, auch wenn diese Hochschule von einem anderen 
Dienstherrn getragen wird. 6In Arbeitsverträge mit Professorinnen und Professoren 
im Arbeitsverhältnis sind den Sätzen 1 und 2 entsprechende Regelungen aufzuneh-
men. 
(4) 1Im Beamtenverhältnis beschäftigte Professorinnen und Professoren mit ärztli-
chen, zahnärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben können für die Dauer ihrer Tätig-
keit im Dienst des Trägers ihrer Hochschule unter Wegfall der Bezüge in ein außer-
tarifliches Arbeitsverhältnis beurlaubt werden. 2Satz 1 gilt entsprechend für beam-
tete Oberärztinnen und Oberärzte, die keine Professorinnen oder Professoren sind. 
(5) 1Die personellen und sächlichen Mittel, die über die Grundausstattung für For-
schung und Lehre hinaus im Rahmen von Berufungs- und Bleibeverhandlungen zu-
gesagt werden, stehen nach Ablauf von in der Regel fünf Jahren seit der Zusage 
unter dem Vorbehalt einer Überprüfung auf der Grundlage der Ergebnisse der Eva-
luation, der Bestimmungen einer geänderten Zielvereinbarung und einer gegenwär-
tigen Entwicklungsplanung. 2Zusagen können auch wiederholt befristet erteilt wer-
den. 
(6) 1Die Zusage zusätzlicher Mittel nach Absatz 5 in Berufungs- und Bleibevereinba-
rungen kann mit der Verpflichtung verbunden werden, dass die Professorin oder der 
Professor für eine angemessene, im Einzelnen zu bestimmende Zeit an der Hoch-
schule bleiben wird. 2Für den Fall eines von der Professorin oder von dem Professor 
zu vertretenden vorzeitigen Ausscheidens aus der Hochschule kann eine 
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vollständige oder teilweise Erstattung der Mittel nach Satz 1 vereinbart werden. 3Die 
Erstattung setzt voraus, dass nach dem Ausscheiden der Professorin oder des Pro-
fessors eine anderweitige Nutzung oder Verwertung dieser Mittel nicht oder nur mit 
wirtschaftlichem Verlust möglich ist. 
(7) 1Der akademische Titel „Professorin“ oder „Professor“ wird mit der Übertragung 
der Dienstaufgaben einer Professur verliehen. 2Wer als Professorin oder Professor 
unbefristet beschäftigt war, darf den Titel auch nach dem Ausscheiden aus der Hoch-
schule weiterführen. 3Die mit der Lehrbefugnis verbundenen Rechte bleiben beste-
hen. 
 
§ 28 NHG Professorinnen und Professoren auf Zeit 
(1) Professorinnen und Professoren können auf Zeit berufen werden 
1. bei erstmaliger Berufung oder wenn im Anschluss eine Berufung nach § 26 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 3 vorgesehen ist, 
2. für zeitlich befristet wahrzunehmende Aufgaben der Wissenschaft und Kunst, 

Forschung und Lehre sowie Dienstleistung, 
3. zur Gewinnung herausragend qualifizierter Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler, Künstlerinnen und Künstler oder Berufspraktikerinnen und Berufsprak-
tiker, 

4. zur Wahrnehmung leitender Oberarztfunktionen oder zur selbstständigen Ver-
tretung eines Faches innerhalb einer Abteilung oder eines Zentrums, 

5. bei vollständiger oder überwiegender Deckung der Kosten aus Mitteln Dritter 
oder 

6. in Verbindung mit einer leitenden Tätigkeit in einer wissenschaftlichen Einrich-
tung außerhalb der Hochschulen, die im Rahmen eines gemeinsamen Beru-
fungsverfahrens besetzt wird. 

(2) 1Die Beschäftigung auf einer Zeitprofessur erfolgt für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren. 2Verlängerungen um jeweils bis zu fünf Jahre sind in den Fällen des 
Absatzes 1 Nrn. 2 bis 6 zulässig. 
(3) Beamtinnen und Beamten, die in eine Zeitprofessur berufen werden sollen, kann 
für diesen Zeitraum Sonderurlaub ohne Fortzahlung der Bezüge gewährt werden; 
§ 22 Abs. 3 BeamtStG sowie § 7 Abs. 3 und § 37 NBG finden keine Anwendung. 
 
§ 29 NHG Nebenberufliche Professorinnen und Professoren 
1Professorinnen und Professoren können nebenberuflich in einem öffentlich-rechtli-
chen Dienstverhältnis eigener Art mit weniger als der Hälfte der Lehrverpflichtung 
der hauptberuflich tätigen Professorinnen und Professoren befristet oder unbefristet 
beschäftigt werden. 2Die für hauptamtliche Professorinnen und Professoren im Be-
amtenverhältnis geltenden Regelungen dieses Gesetzes sowie des Niedersächsi-
schen Beamtengesetzes sind entsprechend anzuwenden; die Vorschriften über Ne-
bentätigkeiten finden mit Ausnahme derer zur Erhebung eines Nutzungsentgelts 
keine Anwendung. 3Nebenberuflich beschäftigten Professorinnen und Professoren, 
bei denen eine selbstständige oder abhängige Berufsausübung ganz oder teilweise 
an die Stelle der Forschung tritt, sollen im Rahmen dieses Beschäftigungsverhält-
nisses überwiegend Aufgaben in der Lehre übertragen werden. 
 
§ 35 NHG Honorarprofessur; Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissen-
schaftler 
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(1) 1Die Hochschule kann durch wissenschaftliche oder künstlerische Leistungen 
oder durch Berufspraxis ausgewiesene Persönlichkeiten zu Honorarprofessorinnen 
und Honorarprofessoren bestellen, wenn sie aufgrund dieser Leistungen oder ihrer 
Berufspraxis den Anforderungen entsprechen, die an Professorinnen und Professo-
ren gestellt werden. 2Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren sollen regel-
mäßig Lehrveranstaltungen anbieten und können an Prüfungen und an der For-
schung beteiligt werden. 3Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren stehen in 
einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis zur Hochschule und sind berechtigt, 
den Titel „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 4Die Bestellung und deren Wider-
ruf regelt eine Ordnung. 
(2) 1Auf Vorschlag der Fakultät kann das Präsidium geeignete Personen in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis als Gastwissenschaftlerin oder Gastwissen-
schaftler mit der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben in Lehre, Forschung, Wei-
terbildung und Kunst beauftragen. 2Ihnen kann eine Vergütung gewährt werden. 
3Ihnen kann nach Maßgabe einer Ordnung gestattet werden, während der Dauer 
des Dienstverhältnisses den Titel „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 
 
§ 7 BeamtStG2 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-

zes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

b) Besoldung 

 
§ 29 NBesG3 Leistungsbezüge 
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(1) 1Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 dürfen nach 
Maßgabe der folgenden Regelungen Leistungsbezüge gewährt werden: 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder Nach-

wuchsförderung sowie 
3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 

der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung. 
2Leistungsbezüge nach Satz 1 Nrn. 1 und 2 können unbefristet, befristet oder als 
Einmalzahlung gewährt werden. 3Leistungsbezüge nach Satz 1 Nr. 3 werden für die 
Dauer der Wahrnehmung der Funktion oder Aufgabe gewährt. 
(2) 1Leistungsbezüge dürfen insgesamt bis zur Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe 
B 10 gewährt werden. 2Sie dürfen den Unterschiedsbetrag übersteigen, wenn 
1. dies erforderlich ist, um eine Person aus dem Bereich außerhalb der deutschen 

Hochschulen als Professorin oder Professor zu gewinnen oder um zu verhin-
dern, dass eine Professorin oder ein Professor in den Bereich außerhalb der 
deutschen Hochschulen abwandert, oder 

2. eine Professorin oder ein Professor bereits Leistungsbezüge erhält, die den Un-
terschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und 
der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, und dies erforderlich ist, um die Pro-
fessorin oder den Professor von einer anderen deutschen Hochschule zu gewin-
nen oder um zu verhindern, dass sie oder er an eine andere deutsche Hoch-
schule abwandert. 

3Satz 2 gilt entsprechend für hauptberufliche Leiterinnen oder Leiter und Mitglieder 
von Leitungsgremien an Hochschulen. 4Bei der Gewährung von Leistungsbezügen 
darf niemand wegen des Geschlechts oder des Beschäftigungsumfangs bevorzugt 
oder benachteiligt werden. 
(3) 1Über die Gewährung von Leistungsbezügen an Präsidentinnen, Präsidenten, 
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten entscheidet bei Hochschulen in Träger-
schaft des Staates das für die Hochschulen zuständige Ministerium, bei Hochschu-
len in Trägerschaft von rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen Rechts der Stif-
tungsrat. 2Über die Gewährung von Leistungsbezügen an Professorinnen, Profes-
soren sowie hauptamtliche Dekaninnen und Dekane entscheidet das Präsidium, an 
der Universitätsmedizin Göttingen der Vorstand. 
(4) 1Für die Gewährung von Leistungsbezügen wegen besonderer Leistungen in der 
Lehre ist insbesondere die Evaluation der Lehre zu berücksichtigen. 2Die zuständige 
Studiendekanin oder der zuständige Studiendekan ist zu hören. 3Für die Gewährung 
von Leistungsbezügen wegen besonderer Leistungen in der Forschung sollen Gut-
achten externer sachverständiger Personen berücksichtigt werden. 
(5) 1Das für die Hochschulen zuständige Ministerium bestimmt durch Verordnung im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium das Nähere über die Gewährung von 
Leistungsbezügen. 2Insbesondere sind das Verfahren, die Voraussetzungen und die 
Kriterien der Gewährung sowie die Teilnahme der Leistungsbezüge an den allgemei-
nen Besoldungsanpassungen zu regeln. 3Dabei sollen den Hochschulen weitge-
hende Entscheidungsspielräume eingeräumt und die für die Gewährung von Leis-
tungsbezügen vorgesehenen Möglichkeiten ausgeschöpft werden. 
 
§ 30 NBesG Vergaberahmen 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Gewinnung und Berufung internationaler Professor:innen 
Stand: 14.10.2024  
 

19 
 

(1) Der Gesamtbetrag der Leistungsbezüge (Vergaberahmen) ist im Land so zu be-
messen, dass die durchschnittlichen Besoldungsausgaben für die in die Besol-
dungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 eingestuften Professorinnen und 
Professoren den durchschnittlichen Besoldungsausgaben für diesen Personenkreis 
im Jahr 2013 (Besoldungsdurchschnitt) entsprechen. 
(2) 1Der Besoldungsdurchschnitt ist für den Bereich der Fachhochschulen sowie für 
den Bereich der Universitäten und gleichgestellten Hochschulen getrennt zu berech-
nen. 2Für das Jahr 2013 wird der Besoldungsdurchschnitt für den Bereich der Fach-
hochschulen auf 69 000 Euro und für den Bereich der Universitäten und gleichge-
stellten Hochschulen auf 82 000 Euro festgestellt. 3Das Finanzministerium setzt den 
Besoldungsdurchschnitt aus Anlass von allgemeinen Besoldungsanpassungen un-
ter Berücksichtigung von Veränderungen der Stellenstruktur neu fest. 4Veränderun-
gen von jährlichen Sonderzahlungen nach § 63 sind einzubeziehen. 
(3) Der Vergaberahmen kann überschritten werden, soweit zu diesem Zweck Haus-
haltsmittel bereitgestellt sind. 
(4) 1Besoldungsausgaben im Sinne des Absatzes 1 sind die Ausgaben für Dienstbe-
züge nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 4 und 5, für Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung 
vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3434), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926), sowie für sonstige Bezüge nach 
§ 2 Abs. 3 Nr. 2. 2Bei der Berechnung des Vergaberahmens sind 
1. die hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien 

an Hochschulen und 
2. die Professorinnen und Professoren sowie hauptberuflichen Leiterinnen und Lei-

ter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die in einem privat-
rechtlichen Dienstverhältnis stehen und auf Planstellen für Beamtinnen und Be-
amte der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 geführt werden, 

und die hierfür aufgewandten Besoldungs- und Vergütungsausgaben einzubezie-
hen. 3Mittel Dritter, die der Hochschule für die Besoldung oder Vergütung von Pro-
fessorinnen und Professoren zur Verfügung gestellt werden, sind bei der Berech-
nung nicht einzubeziehen. 
(5) Das für die Hochschulen zuständige Ministerium kann die zur Durchführung der 
Absätze 1 bis 4 erforderlichen Daten bei den Stiftungen erheben, die Träger einer 
Hochschule sind. 
 
§ 31 NBesG Professorinnen und Professoren an der Polizeiakademie Nieder-
sachsen 
(1) Für die Professorinnen und Professoren an der Polizeiakademie Niedersachsen 
gelten § 29 Abs. 1 und 2 Sätze 1, 2 und 4, § 30 Abs. 1 und 2 Sätze 3 und 4, Abs. 3 
und 4, § 43 Sätze 1 und 2 und § 69 entsprechend. 
(2) An der Polizeiakademie Niedersachsen entscheidet die Direktorin oder der Di-
rektor über die Gewährung von Leistungsbezügen an eine Professorin oder einen 
Professor. 
(3) 1Für die Gewährung von Leistungsbezügen wegen besonderer Leistungen in der 
Lehre an eine Professorin oder einen Professor an der Polizeiakademie Niedersach-
sen ist insbesondere die Evaluation der Lehre zu berücksichtigen. 2Für die Gewäh-
rung von Leistungsbezügen wegen besonderer Leistungen in der Forschung sollen 
Gutachten externer sachverständiger Personen berücksichtigt werden. 3Die Polizei-
akademie Niedersachsen soll die nebenamtlich wahrzunehmenden Funktionen und 
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Aufgabenbereiche, für die Leistungsbezüge nach § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 gewährt 
werden, sowie deren Höhe durch Satzung festlegen. 
(4) 1Das für Inneres zuständige Ministerium bestimmt durch Verordnung im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium das Nähere über die Gewährung von Leistungs-
bezügen nach § 29 Abs. 1 und von Zulagen nach § 43 Sätze 1 und 2 an Professo-
rinnen und Professoren an der Polizeiakademie Niedersachsen. 2§ 29 Abs. 5 Sätze 
2 und 3 gilt entsprechend. 
(5) Für das Jahr 2013 wird der Besoldungsdurchschnitt im Sinne des § 30 Abs. 1 für 
die Polizeiakademie Niedersachsen auf 69 000 Euro festgestellt. 
 
§ 43 NBesG Forschungs- und Lehrzulage 
1Einer Professorin oder einem Professor, die oder der Mittel privater Dritter für ein 
Forschungs- oder Lehrvorhaben der Hochschule einwirbt und dieses Vorhaben 
durchführt, darf für die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine Zulage 
gewährt werden. 2Eine Zulage für die Durchführung von Lehrvorhaben darf nur ge-
währt werden, wenn die Lehrtätigkeit der Professorin oder des Professors nicht der 
Erfüllung der Regellehrverpflichtung dient. 3Das für die Hochschulen zuständige Mi-
nisterium bestimmt durch Verordnung im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
das Nähere über die Gewährung der Zulage. 
 
Anlage 34 (zu § 5 Abs. 3) Besoldungsordnung W 
 
Besoldungsgruppe W 1 
 
Juniorprofessorin, Juniorprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 2 
 
Dekanin, Dekan 
Professorin, Professor an der Polizeiakademie Niedersachsen 
Professorin, Professor an einer Fachhochschule 
Professorin, Professor an einer Kunsthochschule 
Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 3 
 
Dekanin, Dekan 
Präsidentin, Präsident der … 
Professorin, Professor an einer Fachhochschule 
Professorin, Professor an einer Kunsthochschule 
Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 
Vizepräsidentin, Vizepräsident der … 

 
 

1 Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) in der Fassung vom 26. Februar 2007, Nds. GVBl. S. 69; 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 14. Dezember 2023, Nds. GVBl. S. 320.  
2 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
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3 Niedersächsisches Besoldungsgesetz (NBesG) vom 20. Dezember 2016, Nds. GVBl. S. 308, ber. 
2017 S. 64; zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Mai 2024, Nds. GVBl. Nr. 35. 
4 Anlage 3: Text gilt seit 01. Januar 2017. 
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